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Bei einer Grundstücksgröße von 9086 m² und der geplanten Grundfläche von 2577 m² ergibt 
sich eine GRZ von 0,28 für die Gebäude, bzw. eine GRZ von 0,7 unter Berücksichtigung der 
nach § 19 Abs. 4 BauNVO einzurechnenden Flächen wie z.B. Garagen, Stellplätzen mit 
ihren Zufahrten, Nebenanlagen, usw. 
Es würde eine Geschoßfläche von ca. 8000 m² entstehen, was einer GFZ von etwa 0,9 
entspräche. 
 
Der Parkplatz für 100 PKW östlich der geplanten Gebäude würde über den Weg zur 
Landwirtschaftsschule bzw. zum Friedhof und über die Wasserburger Str./B304 angedient. 
Die Zu- und Abfahrt zur Tiefgarage unter dem westlichsten Gebäude ist ebenfalls am Weg 
zur Landwirtschaftsschule geplant. 
 
Die Planungsvariante B sieht nur die Errichtung eines erdgeschoßigen 
Einzelhandelsbetriebes als Vollsortimenter oder Discounter mit einer Fläche von ca. 2000 
m²vor. Aufgrund des nach Nordosten hängigen Geländes könnte der Laden im Süden bis zu 
ca. 3 m in das Gelände eingegraben werden und würde somit, bezogen auf das 
Fußbodenniveau des Marktes, unterhalb der Landwirtschaftsschule liegen.  
 
Bei einer Grundstücksgröße von 9086 m² und der geplanten Grundfläche von 2090 m² ergibt 
sich eine GRZ von 0,23 für die Gebäude, bzw. eine GRZ von 0,67 unter Berücksichtigung 
der nach § 19 Abs. 4 BauNVO einzurechnenden Flächen wie z.B. Garagen, Stellplätzen mit 
ihren Zufahrten, Nebenanlagen, usw. 
Es würde eine Geschoßfläche von ca. 2090 m² entstehen, was einer GFZ von 0,23 
entspräche. 
 
Der Parkplatz mit 111 Stellplätzen ist im Norden und Westen des Gebäudes geplant. Er 
würde sowohl über die Wasserburger Straße/B304 als auch über den Weg zur 
Landwirtschaftsschule angedient. 
Bürgermeister Brilmayer berichtete von seinem Gespräch mit Hr. Prof. Heinritz über die 
Auswirkung eines großflächigen Einzelhandels an dieser Stelle. 
Danach vertrat Hr. Prof. Heinritz dabei die Ansicht, dass zuerst die vorhandenen Potentiale 
in der Innenstadt genutzt werden sollten. Außerdem sei das Grundstück aufgrund der Lage 
und des Zuschnittes nur wenig für einen Einkaufsmarkt geeignet. Zudem würde die Zahl der 
angebotenen Stellplätze nicht ausreichen. 
 
Er war deshalb der Ansicht, dass zumindest derzeit einer Bebauung des im Außenbereich 
liegenden Grundstückes nicht zugestimmt werden sollte. 
 
Nach der anschließenden Beratung, bei der sich alle Fraktionen gegen eine Bebauung 
aussprachen, beschloss der TA einstimmig mit 9:0 Stimmen was folgt: 
 

a) Dem Stadtrat wird empfohlen, den Bereich des Grundstückes FlNr 594/2 Gmkg. 
Ebersberg im Flächennutzungsplan eine nicht bebaubare Fläche mit der Zweck-
bestimmung „Fläche für Landwirtschaft“ darzustellen und das Verfahren hierfür 
einzuleiten. 

 
b) Weiter wird dem Stadtrat empfohlen, für die derzeitige Ausweisung des Festplatzes 

auf dem Grundstück FlNr. 594/9 Gmkg. Ebersberg im Zusammenhang mit der 
Überplanung der weißen Fläche auf den Grundstücken FlNr. 594/10 und /15 Gmkg. 
Ebersberg südlich der Bahnlinie Ebersberg/Wasserburg zu überprüfen und dafür das 
Flächennutzungsplan-Änderungsverfahren einzuleiten. 



 4

 
c) Für das Grundstück FlNr. 594/2 Gmkg. Ebersberg wird das Verfahren zur Aufstellung 

eines Bebauungsplanes eingeleitet. Ziel der Planung soll die Freihaltung dieser 
Fläche von jeglicher Bebauung sein (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB). Die ortsbildtypische 
Solitärstellung des markanten Gebäudes der Landwirtschaftsschule soll erhalten 
bleiben. Damit verträgt sich die beabsichtigte Bebauung nicht. Die fragliche Fläche 
soll – wie bisher – landwirtschaftlich genutzt werden. Der Bebauungsplan soll deshalb 
dort eine Fläche für die Landwirtschaft festsetzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 18 a BauGB). Im 
Verfahren wird zu prüfen sein, ob daneben außerdem Flächen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 
BauGB) festzusetzen sind. 

 
d) Zur Sicherung der Planung auf dem Grundstück FlNr. 594/2 Gmkg. Ebersberg wird 

die nachfolgende Satzung über eine Veränderungssperre gem. § 14 BauGB 
erlassen: 

 
Aufgrund der § 14 Abs. 1 und § 16 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit 
Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) erlässt die Stadt Ebersberg 
folgende 
 

 
SATZUNG  

 
über die 

 
Veränderungssperre 

für das Grundstück FlNr. 594/2 der Gmkg. Ebersberg, 
am östlichen Ortsausgang von Ebersberg südlich der Wasserburger Straße (B304) und 

nördlich der Bahnlinie Ebersberg/Wasserburg 
 

§ 1 
Zu sichernde Planung 

 
Der Technische Ausschuss der Stadt Ebersberg hat in seiner Sitzung am 12. April 
2005 beschlossen, für das in § 2 näher bezeichnete Gebiet am östlichen 
Ortsausgang südlich der Wasserburger Straße (B304) einen Bebauungsplan 
aufzustellen. Zur Sicherung der Planung für dieses Gebiet wird die 
Veränderungssperre erlassen. 
 
 

§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich 

 
 Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre ergibt sich aus dem 

beigefügten Lageplan, M 1 : 1000, (Anlage 1 des öffentlichen Sitzungsprotokolls) und 
ist dort rot umrandet dargestellt. Der Lageplan ist Bestandteil dieser Satzung.
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§ 3 

Rechtswirkungen der Veränderungssperre 
 
(1) In dem von der Veränderungssperre betroffenen Gebiet dürfen  
 

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen 
nicht beseitigt werden;  

 
2. erhebliche oder wesentliche wertsteigernde Veränderungen von 

Grundstücken und baulichen Anlagen, deren Veränderungen nicht 
genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind,  

 
nicht vorgenommen werden. 

 
(2) Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von der 

Veränderungssperre eine Ausnahme zugelassen werden. 
 
(3) Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich 

genehmigt worden oder auf Grund eines anderen baurechtlichen Verfahrens 
zulässig sind, Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bislang ausgeübten 
Nutzung, werden von der Veränderungssperre nicht berührt. 

 
 

§ 4 
Inkrafttreten und Außerkrafttreten der Veränderungssperre 

 
Die Veränderungssperre tritt am Tag der Bekanntmachung an den Anschlagtafeln in 
Kraft. Sie tritt nach Ablauf von zwei Jahren, gerechnet vom Tag der 
Bekanntmachung, außer Kraft. Auf die Zweijahresfrist ist der seit der Zustellung der 
ersten Zurückstellung eines Baugesuchs nach § 15 BauGB abgelaufene Zeitraum 
anzurechnen. Die Veränderungssperre tritt in jedem Fall außer Kraft, sobald und 
soweit ein Bebauungsplan für das in § 2 genannte Gebiet rechtsverbindlich wird. 
Die Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 
Hinweis: 
 
Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB über die Geltendmachung etwaiger 
Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögensnachteile durch die 
Veränderungssperre nach § 18  und des § 18 Abs. 3 BauGB über das Erlöschen der 
Entschädigungsansprüche bei nicht fristgemäßer Geltendmachung wird hingewiesen. 
 
 
Ebersberg, den  
 
1. Bürgermeister 
 
 

e) Das gemeindliche Einvernehmen zum Antrag auf Vorbescheid wird verweigert, weil 
die tatbestandlichen Voraussetzungen für die Zulassung einer Ausnahme von den 
Verboten der Veränderungssperre gem. § 14 Abs. 2 BauGB nicht vorliegen. Durch 
die Zulassung des Vorhabens wird die Planung unmöglich gemacht, zumindest aber 
wesentlich erschwert. Der Gestattung einer Ausnahme stehen daher überwiegende 
öffentliche Belange entgegen.  
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Landratsamt Ebersberg, Schreiben vom 31.03.05 
 
A) baufachliche Stellungnahme 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Festsetzung A.4.1, mit der untergeordnete Bauteile so-
wie Wintergärten außerhalb der Baugrenzen errichtet werden können, die Belage für einen 
städtebaulich zufrieden stellenden Vorgartenbereich nur unzureichend berücksichtigt. In 
einzelnen Fällen, wäre zu befürchten, dass die gesamte Vorgartentiefe in Anspruch 
genommen werde.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Feststellungen des Landratsamtes sind durchaus zutreffend und so nicht beabsichtigt. 
Mit dem Kreisbauamt wurden zwischenzeitlich die folgenden Festsetzungstexte überarbeitet 
und ergänzt: 
A.3.3 z.B. GF 380 Geschoßfläche im Bauraum in m2 als Höchstgrenze, z.B. 380 m2. Sie 
darf durch Wintergärten überschritten werden. 
 
A.4.1 Baugrenze Untergeordnete Bauteile dürfen an de Hauseingangsseite die 
Baugrenze um höchstens 1,50 m in der Tiefe überschreiten; es sind nur 1-geschoßige 
Bauteile mit einer maximalen Länge bis zu 1/3 der Gebäudelänge zulässig. 
Wintergärten dürfen bis zu einer maximalen Tiefe von 2,50 m und einer Fläche von max. 10 
m2 die Baugrenzen überschreiten. Dabei ist ein Mindestabstand von 5,0 m zu öffentlichen 
Verkehrsflächen einzuhalten. 
 
Im Zusammenhang mit diesen Änderungen entfällt in der Festsetzung  B.6  -Wintergärten die 
Festsetzung 6.1. 
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss dem Vorschlag des 
Landratsamtes zu folgen und die Festsetzungen wie oben angeführt zuzustimmen.  
 
B) Immissionsschutzfachliche Stellungnahme 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Beschluss vom 11.01.05 nicht richtig umgesetzt 
wurde. Die Festsetzungen Nr. 8.2.1 und 8.3.1 können entfallen. Die bereits beschlossene 
planzeichenmäßige Kennzeichnung der Fassaden, bei denen der Orientierungswert um 
mehr als 3 dB (A) überschritten ist, fehlt. 
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss den Bebauungsplan 
entsprechend dem Vorschlag der UIB zu berichtigen.  
 
C) Untere Naturschutzbehörde 
 
zu 1. 
Die UNB bestätigt den vom Landschaftsplaner errechneten Ausgleichsbedarf von 
10.799 qm. Der Nachweis soll noch vor Satzungsbeschluss in Abstimmung mit der Untere 
Naturschutzbehörde erbracht werden.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die erforderlichen Ausgleichsflächen können durch das bereits bestehende Ökokonto 
nachgewiesen werden. Der Ausgleich erfolgt auf den Grundstücken: 
FlNr. 2489T und 2494T, Gmkg. Oberndorf   4.505 qm 
FlNr. 2783/1, Gmkg. Oberndorf    3.191 qm 
FlNr. 1914T, 1942T, 1943T, 1944T, 1945T, 
1946T, 1948T, 1949T, Gmkg. Ebersberg    2.323 qm 
FlNr. 3200T, 3201T, 3193T, 3194T, Gmkg. Ebersberg    780 qm 
               10.799 qm 
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Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss die Ausgleichsfläche 
aus dem Öko-Konto zu entnehmen und dafür die Grundstücke FlNr. 2489T, 2494T, 2783/1, 
3200T, 3202T, 3193T, 3194T,Gmkg. Oberndorf, sowie die FlNr. 1914T,1942T, 1943T, 
1944T, 1945T, 1946T, 1948T, 1949T Gmkg. Ebersberg zu verwenden. In dem Bebauungs-
plan ist ein entsprechender Hinweis aufzunehmen.  
 
zu 2. 
Mit der Umplanung im Bereich des nordwestlichsten Gebäudes an der Straße Zur Gass 
besteht nun Einverständnis. 
Die UNB bedauert jedoch, dass im Einfahrtsbereich nun eine Wertstoffinsel vorgesehen ist, 
wodurch die Gesamtsituation erheblich belastet wird. Es wird deshalb dringend gebeten, 
diese Wertstoffinsel zu verlegen und diesen sehr exponierten landschaftlich außerordentlich 
prägenden Eckpfeiler des Baugebietes freizuhalten. Es wird empfohlen, die Wertstoffinsel an 
das östliche Ende dieser Erschließungsstraße zu verlegen.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Erst nach dem Gespräch mit der Unteren Naturschutzbehörde wurde klar, dass innerhalb 
des Baugebietes kein ausreichend großer und entsprechend anfahrbarer Bereich für die 
dringend notwendige Wertstoffinsel zur Verfügung steht. Die von der Unteren Natur-
schutzbehörde vorgeschlagene Stelle am südlichen Ende der Erschließungsstraße wurde 
eingehend geprüft und dabei festgestellt, dass die derzeit im Eigentum der Stadt stehenden 
Flächen hinsichtlich der Größe nicht ausreichen. Bei der Aufstellung des Anschluss-
bebauungsplanes ist daher die Lage der Wertstoffinsel in diesem Bereich eingehend zu 
prüfen. Klar ist, dass die im Bebauungsplan als Hinweis aufgenommene Fläche auf Dauer 
aus dem von der Unteren Naturschutzbehörde geschilderten Gründen ungeeignet ist. Sie ist 
daher nur als Zwischenlösung bis zur endgültigen Platzierung innerhalb des Baugebietes 
vorgesehen. Aus diesem Grund wurde die Fläche auch nicht festgesetzt sondern lediglich 
als Hinweis eingetragen.  
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss die von der Unteren 
Naturschutzbehörde vorgetragenen Bedenken grundsätzlich zu teilen, jedoch im Hinblick auf 
die derzeitige Situation, dass entsprechend geeignete Flächen im Bereich des Baugebietes 
nicht zur Verfügung gestellt werden können, an der Zwischenlösung bis dahin festzuhalten.  
 
zu 3: 
Bei den textlichen Festsetzungen der Pflanzliste wurden die standortheimischen Bäume der 
ersten und zweiten Wuchsklasse, sowie die standortheimischen Sträucher entnommen. 
Nachdem diese Pflanzenauswahl die tragende Säule der Grünordnung sei, ersucht die UNB 
um entsprechende Ergänzung der Festsetzung.  
 
Im Interesse einer Verschlankung können Festsetzungen zu den Bodendecker und 
Kletterpflanzen entfallen. Außerdem sollten die verbleibenden Pflanzenlisten auf die stand-
ortheimische Auswahl berichtigt und reduziert werden.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Zwischenzeitlich fand ein Gespräch mit der UNB statt bei der eine Übereinkunft hinsichtlich 
der festzusetzenden Pflanzen gefunden wurde. Diese ist im Aktenvermerk des Landschafts-
architekten Barth vom 07.04.2005 niedergelegt.  
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss den Bebauungsplan 
auf der Grundlage der Besprechung mit der UNB auf der Grundlage des Festsetzungs-
vorschlages vom 11.04.2005 zu berichtigen.  
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Bei der Entschlammung  wird nach Prüfung vieler Varianten voraussichtlich ein 
mechanisches Verfahren zur Anwendung kommen. 
 
Am 16.09.04 wurde von Seiten der Stadt der Antrag auf Zuwendung für die Entschlammung 
beim WWA München gestellt. 
 
Kosten des Vorhabens: 
 
In dem Antrag auf Zuwendung wurden Kosten in Höhe von ca. 350.000,-- € angenommen. 
Die Menge des Schlamms kann bis dato nicht genau bestimmt werden (ca. 25.000 – 
30.000 m³). Trotz der zwischenzeitlichen  Reduzierung durch Austrocknung um ca. 20 % 
gehen wir auf Grund der schwer abzuschätzenden Schlammmenge von den beantragten 
Kosten in Höhe von 350.000,-- € der Entschlammung aus. 
Ein Angebot liegt bereits vor. Mit der Abgabe weiterer Angebote wird in den nächsten 
Wochen gerechnet. 
 
Mit  8  :  1  beschloss der Technische Ausschuss den Antrag auf vorzeitigen Baubeginn beim 
Wasserwirtschaftsamt München zu stellen.  
 
Dem TA ist bekannt dass, 

- kein Rechtsanspruch auf eine Förderung abgeleitet werden kann 
- die Zustimmung keine Zusicherung im Sinne des Art. 38 BayVwVfG auf Erlass 

eines Zuwendungsbescheides darstellt 
- eine etwaige spätere Förderung nach den geltenden Zuwendungsrichtlinien und 

Bemessungsgrundsätzen erfolgen wird 
- die Dringlichkeit des Vorhabens durch den vorgezogenen Baubeginn nicht 

geändert wird 
- die Stadt das volle Finanzierungsrisiko trägt 
- selbst bei einer Förderung der Maßnahme mit langen Wartezeiten hinsichtlich der 

Auszahlung der Zuwendung zu rechnen ist 
-       die Kosten einer Finanzierung nicht zuwendungsfähig sind. 

 
 
Beginn der öffentlichen Sitzung: 19.00 Uhr 
Ende der öffentlichen Sitzung    : 21.15 Uhr 
 
Ebersberg, den 24.05.2005 
 
W. Brilmayer       Deierling TOP 2, 10, 11 
Sitzungsleiter       Fischer TOP 1,3-9 
        Pfeifer TOP 12-13 
 
 




